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Prolog: Churchills Kongress

Den Haag, 7. Mai 1948: An diesem Tag trafen sich 722 repräsentative Persönlich-
keiten aus 28 europäischen Ländern am niederländischen Regierungssitz, um 
über Wege zu einer Einigung Europas zu diskutieren. Sechs ehemalige Premiermi
nister europäischer Länder nahmen an der Veranstaltung teil, ebenso wie 14 ak
tive und 45 ehemalige Minister sowie westdeutsche Ministerpräsidenten, führen-
de Abgeordnete, Wirtschaftsführer, Gewerkschafter, Kirchenführer, zahlreiche 
Professoren sowie einige Intellektuelle und Künstler. Winston Churchill, der bri-
tische Premier der Kriegsjahre und nunmehrige Oppositionsführer im Londoner 
Unterhaus, hielt die Eröffnungsansprache; etwa 40.000 Menschen kamen zu ei-
ner öffentlichen Kundgebung am dritten Verhandlungstag. Dieser Kongress, der 
bis zum 10. Mai dauerte, war ein Lichtblick in der Ruinenlandschaft, die der 
Zweite Weltkrieg in Europa hinterlassen hatte. Er führte zur Konstituierung der 
Europäischen Bewegung und mittelbar auch zur Gründung des Europarates.1

Vier Antriebskräfte

Der Haager Kongress stand damit am Anfang von Verhandlungen über die Schaf-
fung europäischer Institutionen, die – anders als die Verhandlungen über »eine 
Art föderativer Verbindung« zwischen den europäischen Völkern, die der franzö-
sische Außenminister Aristide Briand im September 1929 der Vollversammlung 
des Völkerbunds vorgeschlagen hatte – erfolgreich waren und jene Gemeinschaft 
ins Leben riefen, die heute als »Europäische Union« das Leben der Europäer in 
starkem Maße beeinflusst. In ihm verdichteten sich Bewegungen, die auf die 
Überwindung der Funktionsdefizite der Nationalstaaten und des nationalstaatli-
chen Ordnungssystems in Europa zielten und die zum Teil schon in den Jahren 
nach dem Ersten Weltkrieg entstanden waren. Sie wurden von vier ganz unter-
schiedlichen Motiven angetrieben, zwischen denen freilich ein enger Zusammen-
hang bestand.2
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Zunächst war dies das Problem der zwischenstaatlichen Anarchie, Auslöser 
aller »klassischen« Friedenssicherungspläne von Dante bis Kant: Als die Entwick-
lung der modernen Kriegstechnik Millionen von Menschen zu Kriegsopfern wer-
den ließ und die wirtschaftlichen Schäden im Zeitalter der Kabinettskriege  
ungeahnte Ausmaße annahmen, wurde dieses Problem immer drängender. Die 
Erfahrung des verheerenden Ersten Weltkriegs führte darum zu einer Fülle euro-
päischer Friedensinitiativen, von denen der »Paneuropa«-Feldzug des Grafen Ri-
chard Coudenhove-Kalergi und Briands Europaplan nur die spektakulärsten wa-
ren. Als die Friedensordnung von Versailles ab 1938 schrittweise zerbrach, erhielt 
diese Bewegung einen weiteren Schub. »Man kann es vor aller Welt mit tiefster 
und unbeugsamster Überzeugung aussprechen«, schrieb etwa im Frühjahr 1941 
der französische Sozialistenführer Léon Blum, Ministerpräsident der Volksfront-
Regierungen von 1936 bis 1938: »Aus diesem Krieg müssen endlich durch und 
durch starke internationale Einrichtungen und eine durch und durch wirksame 
internationale Macht hervorgehen, sonst wird er nicht der letzte gewesen sein.«3

Ein besonderer Aspekt des Problems der Friedenssicherung war die deutsche 
Frage: Wie sollte man sich Deutschland, das seit 1871 die stärkste Nation in der 
Mitte des europäischen Kontinents war, entfalten lassen, ohne gleichzeitig unter 
eine Hegemonie der Deutschen zu geraten? Oder umgekehrt: Wie ließen sich die 
Deutschen kontrollieren, ohne durch einseitige Diskriminierung neuen Revan-
chismus hervorzurufen? »Um den Widerspruch zu lösen«, so wiederum Blum 
stellvertretend für viele Autoren des Widerstands gegen die deutsche Besatzung 
und das nationalsozialistische Regime, und »um die Unschädlichkeit Deutsch-
lands in einem friedlichen und gesicherten Statut zu erreichen, gibt es einen ein-
zigen Weg: die Eingliederung der deutschen Nation in eine internationale Ge-
meinschaft.«4 Dies bedeutete also etwa nicht nur eine Kontrolle des Ruhrgebiets, 
sondern eine gemeinsame Lenkung der gesamten europäischen Schwerindustrie 
– und ebenso nicht nur eine Beschränkung der deutschen Militärhoheit, sondern 
ein gemeinsames Kommando für alle europäischen Streitkräfte. Nach den Erfah-
rungen des Scheiterns der Friedensordnung von Versailles und des Aufstiegs des 
Nationalsozialismus war dies ein Argument, das besonders viel Plausibilität für 
sich beanspruchen konnte.

Ein dritte Schwäche des Nationalstaatensystems ergab sich aus der Entwick-
lung der Produktivkräfte des industriellen Zeitalters: Die nationalen Märkte in 
Europa wurden – je länger, desto deutlicher – für rationale Produktionsweisen zu 
eng. Ihre wechselseitige Abschottung war nur temporär und sektoral sinnvoll; 
langfristig führte sie zu einem Verlust an Produktivität. Das hatte einen volkswirt-
schaftlichen und einen machtpolitischen Aspekt; vor allem in Gestalt der US-
amerikanischen Konkurrenz waren beide seit den 1920er Jahren präsent. Entspre-
chend zahlreich waren die Einigungsinitiativen im wirtschaftlichen Bereich. Auch 
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hier sorgte die Erfahrung des Zweiten Weltkriegs für einen zusätzlichen Motiva-
tionsschub: Während die Europäer ihre Ressourcen im Zweiten Weltkrieg weitge-
hend verschlissen, weiteten die USA ihr Produktionsvolumen um mehr als das 
Doppelte aus, was durch ihre Funktion als wichtigster Materiallieferant der Anti-
Hitler-Koalition ebenso begünstigt worden war wie durch die Abwesenheit der 
europäischen Länder vom Weltmarkt.

Ein vierter Motivationskomplex für europäische Einigungsinitiativen ist da-
mit ebenfalls schon angesprochen: das Streben der Europäer nach Selbstbehaup-
tung gegenüber den neuen Weltmächten. Sowohl die Sorge vor einer wirtschaft-
lichen und politischen Übermacht der USA als auch die Furcht vor einer 
Expansion der bolschewistischen Revolution waren schon in den 1920er Jahren 
Motive für europäische Einigungspläne. Beide wurden durch die machtpoliti-
schen Ergebnisse des Zweiten Weltkriegs verstärkt. Mit den USA als Weltfüh-
rungsmacht und der Sowjetunion als stärkster Militärmacht des europäischen 
Kontinents verloren bisherige Interessendivergenzen zwischen europäischen Nati-
onalstaaten an Bedeutung – zugunsten des gemeinsamen Interesses an Autono-
mie und an der Vermeidung eines militärischen Konflikts zwischen den beiden 
Hauptsiegern des Krieges.

»Sich einigen oder untergehen«, wie es 1939 der Führer der britischen Labour 
Party, Clement Attlee, Premierminister der Jahre 1945 bis 1951, so einprägsam 
formulierte,5 wurde damit zu einer in mehrfacher Hinsicht plausiblen Parole – 
und zwar schon unmittelbar nach dem Ersten Weltkrieg und sichtbar werdend in 
der Kritik an dem Ungenügen der Friedensordnung von Versailles; dann erneut, 
seit mit dem Münchener Abkommen deutlich wurde, dass die Ordnung von Ver-
sailles nicht mehr hielt; und schließlich verstärkt, seitdem sich 1943 der Sieg der 
Anti-Hitler-Koalition abzeichnete. Diese Parole faszinierte in den unterschied-
lichsten politischen Lagern, sie verband über nationale Grenzen hinweg, und sie 
war – das muss der späteren Fixierung auf den Ost-West-Konflikt und der daraus 
resultierenden ahistorischen Position gegenüber den Ländern, die bis 1990 zum 
sowjetischen Block gehört hatten, entgegengehalten werden – auch keineswegs 
nur ein westeuropäisches Phänomen. Die europäischen Verbände hatten ihre Sek-
tionen genauso in Prag und in Budapest wie in Paris oder in Brüssel.6

Die zahlreichen Einigungspläne, die in der Résistance, dem Widerstands-
kampf gegen den Nationalsozialismus, überall in Europa entwickelt worden wa-
ren, verdichteten sich bei Kriegsende freilich nicht sogleich zu einer konkreten 
Einigungspolitik. Stalin blockierte jede Art von Zusammenschlüssen im östlichen 
Europa (und zwar so konsequent, dass die entsprechenden Pläne ganz aus der 
Erinnerung verschwunden sind); gleichzeitig drohte jeder Schritt zur Einigung 
im Westen Europas die Spaltung des Kontinents in Ost und West zu vertiefen. 
Damit wurde es fragwürdig, mit Einigungsinitiativen dem Ziel der Friedenssiche-
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rung gerecht zu werden. Entsprechend schreckten jetzt viele Handlungsträger vor 
substanziellen Entscheidungen zurück, darunter auch – und das war angesichts 
der Machtverhältnisse unter Hitlers Gegnern in Europa entscheidend – die briti-
sche Regierung unter Winston Churchill. Frankreich verstrickte sich unter der 
Führung von Charles de Gaulle zudem in die Forderung nach Abtrennung der 
linksrheinischen Territorien und des Ruhrgebiets vom deutschen Staatsverband, 
die bei den britischen Verbündeten wenig Gegenliebe fand.

Churchill war dann aber der erste europäische Politiker von Rang, der das 
Thema der europäischen Einigung nach dem Ende des Krieges wieder auf die 
Agenda der internationalen Politik setzte. Nachdem er im Juli 1945, just nach 
seinem mühsam errungenen Sieg über Hitler, von den Wählern in die Opposition 
geschickt worden war, begann er im Winter 1945/46, sich Sorgen über die Gefahr 
einer Expansion des sowjetischen Machtbereichs über den »Eisernen Vorhang« 
hinaus zu machen. In einer spektakulären Rede in Fulton im amerikanischen 
Bundesstaat Missouri am 5. März 1946 warnte er zum ersten Mal öffentlich vor 
den »expansionistischen und Bekehrungstendenzen« Sowjetrusslands und des in-
ternationalen Kommunismus.7 Um die Gefahr einer solchen Expansion zu ban-
nen, erschien es ihm jetzt notwendig, die Einigung jener europäischen Länder in 
die Wege zu leiten, die außerhalb des sowjetischen Machtbereichs verblieben wa-
ren. Ihren Zusammenschluss betrachtete er als Voraussetzung nicht nur für die 
wirtschaftliche Gesundung Europas, sondern auch für eine Stabilisierung der De-
mokratie. Darum forderte er in einer weiteren Rede am 19. Oktober 1946, dies-
mal vor Züricher Studenten, »eine Art Vereinigte Staaten von Europa zu schaf-
fen«, beruhend auf einer »Partnerschaft von Frankreich und Deutschland«. 
Großbritannien sah er dabei eher unter den »Förderern des neuen Europa« als 
unter seinen Mitgliedern; freilich sollte es eine höchst aktive Rolle bei seiner Kon-
stituierung spielen.8

Um die Mobilisierung der öffentlichen Meinung voranzutreiben, beauftragte 
Churchill seinen Schwiegersohn und engen politischen Mitstreiter Duncan San-
dys mit der Organisation einer überparteilichen Gruppe repräsentativer Persön-
lichkeiten, die den europäischen Einigungsgedanken in Großbritannien fördern 
sollten. Sandys’ Bemühungen trugen bald Früchte: Am 16. Januar 1947 konnte er 
ein provisorisches »British United Europe Committee« präsentieren, dem neben 
konservativen Abgeordneten (unter anderen Robert Boothby) auch Labour-Poli-
tiker und Gewerkschaftsvertreter (Gordon Land, George Gibson, Victor Gol
lancz), Vertreter der liberalen Partei, der Kirchen und der Wissenschaft (darunter 
Bertrand Russell) angehörten; die britischen Föderalisten waren unter anderen 
mit Frances L. Josephy vertreten. Allerdings sprach sich das Exekutivkomitee der 
regierenden Labour Party gegen das Unternehmen aus, weil es weder Churchills 
Idee einer westlichen Blockbildung fördern noch dem damaligen Oppositions-
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führer eine Plattform für innenpolitische Erfolge bieten wollte. Infolgedessen ent-
wickelten sich die Aktivitäten der Gruppe, die sich dann am 14. Mai 1947 defini-
tiv als »United Europe Movement« (UEM) konstituierte, vorwiegend im 
konservativen und liberalen Milieu.9

Parallel zum UEM organisierten der ehemalige belgische Ministerpräsident 
Paul van Zeeland und Joseph Retinger, langjähriger Mitarbeiter des polnischen 
Exilpremiers Władysław Sikorski, in Belgien, Luxemburg, Großbritannien und 
Frankreich eine »Independent League of European Co-operation« (ILEC), die an 
die europäischen Zollunions-Komitees der 1920er und 1930er Jahre anknüpfte. 
Am 7. März 1947 konnten sie die Konstituierung eines provisorischen Zentralko-
mitees auf internationaler Ebene bekannt geben. Die Gruppe versammelte ein-
flussreiche Wirtschaftswissenschaftler, Bankiers und Manager, denen die Behin-
derung des Wiederaufbaus durch nationale Wirtschaftsgrenzen in Europa Sorgen 
machte. Sie teilten zwar keineswegs alle Churchills Furcht vor einer sowjetischen 
Expansion. Da sie aber auf einen raschen Beginn wirtschaftlicher Integration 
ohne Rücksicht auf sowjetische Vorbehalte drängten und ebenso wenig auf eine 
bestimmte Integrationsmethode festgelegt waren wie der britische Oppositions-
führer, waren sie für eine Zusammenarbeit mit der Sandys-Gruppe geradezu prä-
destiniert. Manche Politiker, so der ehemalige Direktor des Internationalen Ar-
beitsamtes, Harold Butler, und der spätere britische Premierminister Harold 
Macmillan, wurden in beiden Organisationen zugleich aktiv.10

Im Gefolge der Churchill-Rede wurde schließlich auch Coudenhove-Kalergi, 
der Begründer der Paneuropa-Bewegung, wieder in der europäischen Politik tä-
tig. Zunächst schlug er Churchill eine Wiederbelebung der Paneuropa-Union 
»unter unserer gemeinsamen Führung« vor. Nachdem dieser aber zurückhaltend 
reagiert hatte, organisierte Coudenhove im November 1946 eine Umfrage unter 
den Parlamentariern des westlichen Europa. Über 4.000 Abgeordnete wurden 
gebeten, sich – zustimmend oder ablehnend – zu der Frage zu äußern, ob sie »eine 
europäische Föderation im Rahmen der Vereinten Nationen« befürworteten. Da-
mit sollte die Einigungsbereitschaft in den Ländern des westlichen Europa de-
monstriert und Druck auf die Regierungen ausgeübt werden, endlich mit Initia-
tiven zur Schaffung eines westlichen Europas zu beginnen. Die zustimmenden 
Abgeordneten wurden aufgefordert, in den Parlamenten überparteiliche Komi-
tees zu bilden, die sich dann im Juni 1947 zu einem Europäischen Kongress in 
Genf treffen sollten.11

Die Aktion zeigte freilich, dass die Idee eines Zusammenschlusses, der das 
östliche Europa von vornherein ausschloss und so die einsetzende Spaltung Euro-
pas vertiefte, im Winter 1946/47 noch nicht sonderlich populär war. Nur wenige 
Abgeordnete waren bereit, sich mit einem solchen Konzept zu identifizieren. Bis 
Ende April 1947 gingen nur 660 Antworten bei Coudenhove ein (wovon 646 
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positiv waren) – kaum mehr als ein Achtel der insgesamt erbetenen Antworten. 
Die ambitiösen Kongresspläne mussten daher zunächst vertagt werden. Ähnlich 
erfolglos verliefen die Bemühungen René Courtins, des Mitherausgebers von Le 
Monde, in Frankreich ein Parallelkomitee zu dem britischen UEM zustande zu 
bringen. Die französischen Europa-Anhänger scheuten zumeist das Risiko, mit 
Churchills Westblock-Konzeption in Verbindung gebracht zu werden.12 Die 
Stimmen, die eine Einigung auch ohne sowjetische Zustimmung befürworteten, 
wurden zwar allmählich zahlreicher, doch überwog die negative Reaktion auf 
Churchills Vorstoß insgesamt bei weitem.13

Die meisten Europäer sahen ein vereintes Europa als »Dritte Kraft«, die unter 
der Führung des von Labour regierten Großbritannien zwischen den rivalisieren-
den Weltmächten USA und Sowjetunion vermitteln und so eine Spaltung Euro-
pas vermeiden sollte. Auch die Anhänger der organisierten föderalistischen Bewe-
gung, die sich im Dezember 1946 als »Union Européenne des Fédéralistes« (UEF) 
konstituierte, hofften auf ein letztlich sozialdemokratisch strukturiertes Europa, 
das gegenüber den USA wie der Sowjetunion Eigenständigkeit bewahren konnte: 
»Wir wollen«, hieß es in ihrer ersten Programmerklärung, verabschiedet in Ams-
terdam am 15. April 1947, »nicht ein dahinsiechendes Europa als Spielball wider-
streitender Interessen, beherrscht durch entweder einen angeblich liberalen Kapi-
talismus, der die menschlichen Werte der Macht des Geldes unterordnet, oder 
einen Staatstotalitarismus, dem jedes Mittel recht ist, sein Gesetz auf Kosten der 
Menschenrechte und der Rechte der Gemeinschaften durchzusetzen. Wir wollen 
ein Europa als offene Gesellschaft, d.h. dem Osten wie dem Westen gegenüber 
freundschaftlich gesinnt, bereit, mit allen zusammenzuarbeiten.«14

Erst nachdem der sowjetische Außenminister Wjatscheslaw Molotow am 2. 
Juli 1947 die amerikanische Einladung zur Beteiligung am Marshall-Plan zum 
wirtschaftlichen Wiederaufbau Europas abgelehnt hatte, änderte sich dies. Die 
vielen Anhänger eines Europas der »Dritten Kraft« rangen sich jetzt zu der Ein-
sicht durch, dass die europäische Einigung realpolitisch nur noch im Westen be-
ginnen konnte; und allgemein wuchs die Überzeugung, dass im Hinblick auf den 
europäischen Wiederaufbau und die Integration des westlichen Deutschlands, die 
beide durch den Marshall-Plan gefördert werden sollten, nicht mehr viel Zeit zu 
verlieren war. Courtin konnte am 16. Juli 1947 die Gründung eines »Conseil fran-
çais pour l’Europe unie« bekannt geben, der sich als französisches Pendant zu 
Churchills UEM verstand. Führende Vertreter der französischen Sozialisten er-
klärten sich zur Mitarbeit bereit, so Robert Lacoste, Francis Leenhardt, André Le 
Trocquer und Ministerpräsident Paul Ramadier. Die Christdemokraten waren 
unter anderem durch Paul Coste-Floret, François de Menthon und Pierre-Henri 
Teitgen vertreten, die Linksliberalen durch Paul Bastid und René Mayer, die Un-
abhängigen Republikaner durch Paul Reynaud, die sozialliberale UDSR durch 
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Édouard Bonnefous, den Vorsitzenden des Auswärtigen Ausschusses der Natio-
nalversammlung. Weiter gehörten dem Rat an: Michel Debré als Vertreter der 
Gaullisten, Emmanuel Monick als Gouverneur der Banque de France, Gewerk-
schaftsführer, Vertreter der Kirchen, herausragende Publizisten und Wissenschaft-
ler (unter anderen Raymond Aron, Paul Claudel, André Siegfried und Edmond 
Vermeil). Den Ehrenvorsitz übernahm Édouard Herriot, der langjährige Minis-
terpräsident der III. Republik.15

Coudenhoves Umfrage erhielt jetzt viel größere Resonanz. Nachdem er die 
Abgeordneten, die bislang noch nicht geantwortet hatten, im April 1947 noch 
einmal gemahnt hatte, erhöhte sich die Zahl der positiven Antworten bis Ende 
September auf 1.735. Damit sprachen sich insgesamt 43 Prozent der angeschrie-
benen Abgeordneten im Prinzip für eine »europäische Föderation« aus, darunter 
64 Prozent der italienischen Abgeordneten, 53 Prozent der niederländischen Ab-
geordneten und jeweils 50 Prozent der französischen und belgischen Abgeordne-
ten. Von den britischen Abgeordneten reagierten allerdings nur 26 Prozent posi-
tiv, von den skandinavischen Abgeordneten sogar nur zwölf Prozent.16 Nachdem 
sich in Frankreich, Belgien, Italien und Griechenland föderalistische Parlamenta-
rier zu sammeln begonnen hatten, konnte Coudenhove-Kalergi vom 8. bis 10. 
September 1947 an seinem Wohnsitz in Gstaad zwar kein »Vorparlament«, aber 
immerhin doch eine Versammlung von 114 aktiven Abgeordneten aus zehn Län-
dern organisieren. Diese gründeten eine »Europäische Parlamentarier-Union« 
(EPU) und beschlossen, für die Einberufung einer Europäischen Verfassungge-
benden Versammlung zu arbeiten.17

Für Duncan Sandys kam es nun darauf an, die Einigungsbewegung in den 
verschiedenen Ländern nicht nur zu stärken, sondern auch unter Kontrolle zu 
halten. Er war davon überzeugt, dass eine solche Bewegung nur dann erfolgreich 
sein konnte, wenn sie sich zunächst auf eine funktionale Zusammenarbeit der 
Regierungen konzentrierte: Nur dann schien ihm eine britische Beteiligung er-
reichbar zu sein. Ohne Großbritannien, so fürchtete er, würde es Frankreich nicht 
wagen, einem starken Westdeutschland in einer europäischen Gemeinschaft ge-
genüberzutreten. Folglich war für ihn, und zwar viel eindeutiger als für seinen 
Schwiegervater, ein britisches Mitwirken an dem Einigungswerk unverzichtbar.18 
Schon im Vorfeld der Konstituierung des »Conseil français« lud er darum die 
übrigen Europa-Verbände zur Bildung eines »Verbindungskomitees« der Europa-
Bewegungen ein. Sie erfolgte am 20. Juli 1947 in Paris, im Rahmen eines Mittag-
essens auf den Champs Elysées. Neben dem UEM, dem französischen Rat, der 
ILEC und der EPU waren auch die »Europa-Föderalisten« um den Niederländer 
Hendrik Brugmans und den Franzosen Alexandre Marc vertreten.19
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